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Allgemeinverfügung des Kreises Lippe 

als untere Jagdbehörde  

über den Einsatz von Wärmebildtechnik 

zur Schwarzwildbejagung  

im Rahmen der Bekämpfung  

der Afrikanischen Schweinepest (ASP)  
 

1. 

Zur Erlegung von Schwarzwild im Rahmen der Bekämpfung der Afrikanischen 
Schweinepest (ASP) lasse ich gemäß § 19 Abs. 2 S. 1 Landesjagdgesetz Nordrhein-
Westfalen (LJG-NRW) i. V. m. § 19 Abs. 1 Nr. 5 Buchst. a Bundesjagdgesetz (BJagdG) 
eine Ausnahme von einem sachlichen Verbot zu und genehmige für die Jagdbezirke 
innerhalb des Kreises Lippe die Verwendung von Nachsichtvorsätzen und 
Nachsichtaufsätzen für Zielfernrohre, die einen Bildwandler besitzen. 

 

2. 

Die Erlaubnis zur Verwendung von Nachsichtvorsätzen und Nachsichtaufsätzen für 
Zielfernrohre, die einen Bildwandler besitzen, ergeht unter folgenden 
Nebenbestimmungen: 

a) Die Ausnahme erfolgt unter dem Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs. 

b) Die Geräte dürfen - anders als bei Sportoptiken - in Verbindung mit 
Schusswaffen über keine integrierten Vorrichtungen zum Beleuchten oder 

Anstrahlen des Ziels wie z. B. Infrarot-Aufheller, Lampen, etc. verfügen. 

 

 



 

 

 

 

Seite 2 von 5 

3. 

Für Ziffer 1 und 2 ordne ich die sofortige Vollziehung an.  

 

4. 

Diese Allgemeinverfügung wird nach § 41 Abs. 3 und 4 Verwaltungsverfahrensgesetz 
für das Land Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW) öffentlich bekannt gemacht. 

Sie wird am Tag nach der Bekanntmachung auf der Internetseite des Kreises Lippe, 
Rubrik Bekanntmachungen - öffentliche Bekanntmachungen wirksam. Im Kreisblatt 
des Kreises Lippe wird auf die Bekanntmachung nachrichtlich hingewiesen. 

Die Allgemeinverfügung kann bei der unteren Jagdbehörde des Kreises Lippe, 
Braunenbrucher Weg 18, 32756 Detmold, während der allgemeinen Geschäftszeiten 
im Raum F3.03 eingesehen werden. Im Internet ist sie einsehbar unter 
https://www.kreis-lippe.de/kreis-lippe/aktuelles/amtliche-
bekanntmachungen/bekanntmachungen-ordnung-verkehr-jagd-veterinaer.php. 

 

Begründung 

Anlass dieser Allgemeinverfügung ist der Erlass des Ministeriums für Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz des Landes Nordrhein-Westfalen (MLV NRW) vom 01.07.2025 
zum Einsatz von Wärmebildtechnik zur Schwarzwildbejagung im Rahmen der 
Bekämpfung der ASP. 

Nach § 19 Abs. 1 Nr. 5 Buchst. a BJagdG ist es unteranderem verboten künstliche 
Lichtquellen, Spiegel, Vorrichtungen zum Anstrahlen oder Beleuchten des Zieles, 
Nachtzielgeräte, die einen Bildwandler oder eine elektronische Verstärkung besitzen 
und für Schusswaffen bestimmt sind, beim Fang oder Erlegen von Wild aller Art zu 
verwenden oder zu nutzen. 

Gemäß § 19 Abs. 2 S. 1 LJG-NRW kann die untere Jagdbehörde in Einzelfällen die 
Verbote nach § 19 Abs. 1 BJagdG im Interesse der Volksgesundheit und der 
öffentlichen Sicherheit, im Interesse der Sicherheit der Luftfahrt, zur Abwendung 
erheblicher Wildschäden, zum Schutz der Pflanzen- und Tierwelt sowie zu 
Forschungs- und Versuchszwecken zeitweise einschränken.  
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Das heißt, die untere Jagdbehörde kann Ausnahmen von den sachlichen Verboten 
zulassen. 

Gemäß § 2 S. 1 der Verordnung über die Anwendung besonderer jagdlicher 
Maßnahmen zur Bekämpfung der ASP (ASP-JVO NRW) ist als präventive Maßnahme 
gegen die ASP bereits die Verwendung von künstlichen Lichtquellen sowie von 
Nachtsichtaufsätzen und Nachtsichtvorsätzen (Dual-Use-Geräte) für Zielfernrohre, 
die eine elektronische Verstärkung besitzen, für die Bejagung von Wildschweinen für 
alle Jäger zulässig. 

Bei der ASP handelt es sich um eine hochansteckende Tierseuche, die mit 
erheblichen Leiden für die infizierten Schweine verbunden ist und in der Regel 
tödlich verläuft. Darüber hinaus drohen für Nordrhein-Westfalen, vor allem den hier 
ansässigen schweinehaltenden, -schlachtenden und -verarbeitenden Betrieben, im 
Falle des Ausbruchs des ASP erhebliche Einschränkungen, die zu massiven 
wirtschaftlichen Schäden führen.  

Nachdem bereits ein ASP-Ausbruch in NRW, im Kreis Olpe, verzeichnet wurde, hat 
sich die Situation noch einmal zugespitzt und der Handlungsbedarf der Behörden ist 
gestiegen. 

Die öffentliche Sicherheit umfasst neben der Unverletzlichkeit der Rechtsordnung 
auch die der subjektiven Rechte und Rechtsgüter des Einzelnen sowie der 
Einrichtungen und Veranstaltungen des Staates oder sonstiger Hoheitsträger. 
Dementsprechend liegt hier aufgrund der obigen Ausführungen ein Interesse der 
öffentlichen Sicherheit vor.  

Zudem ist der Schutz der Tierwelt (Wild- und Hausschweine) berührt. 

Aus diesen Gründen habe ich mich entschlossen, von der Möglichkeit der Zulassung 
einer Ausnahme, mithin Einschränkung eines Verbotes, Gebrauch zu machen und 
diese Allgemeinverfügung erlassen; nur so kann den weitreichenden möglichen 
Gefahren durch die ASP entgegengewirkt werden. 

Die zeitweise Einschränkung des Verbotes ist geeignet, um die Bejagung von 
Schwarzwild zu fördern und zu optimieren. Weiterhin ist sie erforderlich. Mildere, 
gleichwirksame Mittel zur Bekämpfung der ASP sind nicht ersichtlich. Schließlich ist 
die Einschränkung auch angemessen. Die damit einhergehenden Nachteile bzw. 
Gefahren, die aus der Nutzung grundsätzlich verbotener Waffen resultieren können, 
wiegen nicht schwerer als die Ziele, die mit der Einschränkung des Verbotes verfolgt 
werden; denn die Einschränkung dient der Tierseuchenbekämpfung und damit 
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letztendlich der Tiergesundheit sowie der Verhinderung erheblicher wirtschaftlicher 
Schäden. 

Nach § 36 Abs. 2 Verwaltungsverfahrensgesetz Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW) 
darf ein Verwaltungsalt nach pflichtgemäßem Ermessen mit Nebenbestimmungen 
versehen werden. 

Der Widerrufsvorbehalt unter Ziffer 2 Buchstabe a) ist gem. § 36 Abs. 2 Nr. 3 VwVfG 
NRW zulässig.  

Der Widerrufsvorbehalt verfolgt das Ziel, dass die Allgemeinverfügung nur so lange 
Bestand hat, wie dies erforderlich ist. Sollte die Schwarzwildbejagung unter 
Verwendung der Wärmebildtechnik zur Bekämpfung der ASP nicht mehr erforderlich 
sein, bedarf es dieser Allgemeinverfügung nicht mehr. Mittels dem 
Widerrufsvorbehalt kann bei einer Änderung der tatsächlichen Gegebenheiten 
zeitnah gehandelt werden. 

Gemäß § 36 Abs. 2 Nr. 4 VwVfG NRW sind Auflagen Bestimmungen, die dem 
Begünstigten ein Tun, Dulden oder Unterlassen vorschreiben. 

Die hier erlassene Auflage dient dazu, die Erlaubnis zu konkretisieren, aber auch zu 
begrenzen. Mittels der Auflage wird geregelt, das nicht alle verfügbaren Vorsätze 
und Aufsätze genutzt werden dürfen, um so auch das Gefährdungspotenzial durch 
den Einsatz dieser Technik zu minimieren. 

Die Anordnung der sofortigen Vollziehung erfolgt gemäß § 80 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO). Nach § 80 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 VwGO kann in den 
Fällen, in denen die sofortige Vollziehung im öffentlichen Interesse oder im 
überwiegenden Interesse eines Beteiligten geboten ist, angeordnet werden. 

Die Anordnung der sofortigen Vollziehung ist notwendig, damit eine Klage gegen die 
Allgemeinverfügung keine aufschiebende Wirkung entfalten kann.  

Durch einen bereits bestätigten Ausbruch der ASP in NRW ist es erforderlich, 
schnellstmöglich weitere Maßnahmen zur Schwarzwildbejagung im Rahmen der 
Bekämpfung der ASP zuzulassen. Damit die Bekämpfung gelingt oder aber zumindest 
eine weitere Verbreitung gestoppt werden kann, ist es erforderlich, einen 
angepassten Schwarzwildbestand herbeizuführen. Mittels dieser Allgemeinverfügung 
soll ein Beitrag hierzu geleistet werden.  
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Das öffentliche Interesse und der Schutz der Tierwelt liegt in diesem Fall höher, als 
mögliche verletzte Interessen Dritter. 

Die Anordnung der sofortigen Vollziehung hat zur Folge, dass den Anordnungen unter 
Ziffer 1 und 2 dieser Verfügung auch bei Erhebung einer Klage nachzukommen ist. 

 

Hinweis 

Bei der Verwendung von Nachsichtvorsätzen und Nachsichtaufsätzen bleiben die 
waffenrechtlichen Vorschriften unberührt. Diese sind weiterhin zu beachten. 

 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats Klage beim 
Verwaltungsgericht Minden erhoben werden. 

 

Information 

Eine Klage gegen diese Verfügung hat nach § 80 Abs. 2 Nr. 4 VwGO keine aufschie-
bende Wirkung. Diese kann auf Antrag durch das Verwaltungsgericht Minden 
wiederhergestellt werden. 

 

Detmold, den 04.07.2025 

Der Landrat 
Im Auftrag 

 

gez. Hilker 

 


